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Was Eltern tun, wird nach Borcherts Ansicht nicht genug gewürdigt 
 
Darmstadt - Jürgen Borchert gilt als ausgewiesener Fachmann der Sozial- und 
Familienpolitik. Der Senatspräsident am Landessozialgericht Darmstadt ist seit 1984 auf 
Bundes- wie Landesebene und quer durch das Parteienspektrum der Politik beratend tätig. 
Der Vorlagebeschluss zum Urteil des Bundesverfassungsgerichts zu den Hartz-IV-
Regelsätzen trägt seine Unterschrift. 
 
Herr Borchert, stimmt Guido Westerwelles Kritik, dass über die Empfänger von 
Sozialleistungen viel, über diejenigen, die das alles bezahlen, aber wenig geredet wird?  
 

Herr Westerwelle hat recht mit seinem Vergleich zur altrömischen Dekadenz. Denn es war 
die römische Oberschicht, die damals dekadent war. Und da kann man durchaus Parallelen 
ziehen - ich sage nur Steuer-CD. Denn daran zeigt sich, dass ein Grundsatz zerfällt, der 
Deutschland groß gemacht hat: Wirtschaftliche Freiheit und soziale Verantwortung gehören 
zusammen. Selbstverständlich verdienen Menschen, die Leistung bringen, ihren Lohn. Aber 
Westerwelle stellt das Problem auf den Kopf, denn es ist die Abgabenpolitik der letzten 
Jahrzehnte, die dazu geführt hat, dass Durchschnittsverdiener mit einer vierköpfigen Familie 
nicht mehr das Existenzminimum erreichen. 

Aber genau das kritisiert er doch, dass Menschen, die arbeiten, davon nicht mehr leben 
können, während man sich mit staatlichen Transferleistungen fast gleich gut stellt.  

Das Problem ist ein doppeltes und liegt auf der Lohnseite. Zum einen hat die Politik der 
letzten 20 Jahre zu verantworten, dass eine Lohnspirale nach unten in Gang gesetzt wurde, 
die sich seit der Hartz-I-Reform durch Leiharbeit und durch Hartz IV beschleunigt hat. 
Parallel dazu ist der Abgabenkeil größer geworden, die Brutto-Netto-Kluft ist gewaltig. Das ist 
der Fehler, nicht die Hartz-IV-Sätze. 

Sie bestätigen damit den Befund, dass eine normale Familie von einem 
Durchschnittslohn kaum noch leben kann.  

Aber das hat eine andere Ursache. Etwa 90 Prozent der Bevölkerung leben von abhängiger 
Beschäftigung und von Markteinkommen, nämlich den Löhnen. Löhne sind aber 
individualistisch verengt. Man sieht nur den Wert der Arbeitskraft, aber nicht, wie viele 
Mäuler davon zu stopfen sind. Das Problem in Deutschland ist, dass diese verengte Sicht 
auf Löhne in die Sozialversicherungen hinein verlängert wird. Die Beitragssätze für Familien 
und Singles sind nahezu identisch; es gibt nur eine winzige Differenz bei der 
Pflegeversicherung. Diesen Fehler sollte der Gesetzgeber seit 1992 mit jedem 
Gesetzgebungsschritt im Sozialbereich korrigieren. Das hat ihm damals das 
Bundesverfassungsgericht aufgegeben. 

Die Regierung will das Problem bei der Gesundheitsreform angehen und plant 
deshalb einen Sozialausgleich für die Kopfpauschale über Steuern. Trotzdem wird 
auch dies bereits als unsozial kritisiert.  

Warten wir, was die Reform bringt. Eines aber ist klar: wenn der soziale Ausgleich in die 
Steuer verlagert wird, dann sind die deutschen Sozialversicherungen mit einem Schlag am 
Ende, weil das europäische Recht ihnen dann im Wege steht. 



Das müssen Sie erklären.  

 

Das Gebot der Dienstleistungsfreiheit und das europäische Wettbewerbsrecht geben 
Sozialsystemen nur eine Chance, solange der soziale Ausgleich innerhalb der Systeme 
stattfindet. Ein externer Ausgleich, der über das Steuersystem vermittelt wird, ist mit dem 
europäischen Recht nicht vereinbar. Der europäische Gerichtshof ist hier rigoros. 

Wie kommt die Politik aus dem Dilemma?  

Es gibt nur einen Ausweg: wir müssen eine Bürgerversicherung schaffen, die Ernst macht 
mit einer Kopplung aus Freiheit und Verantwortung. Wir können es uns nicht länger leisten, 
nur die Lohneinkommen und diese nur bis zur Beitragsbemessungsgrundlage für die 
sozialen Verantwortlichkeiten heranzuziehen. Wir können es uns auch nicht mehr leisten, 
besonders leistungsfähige Gesellschaftsgruppen auszuklammern aus der sozialen 
Lastenverteilung - ich meine die Parlamentarier, Beamten, Richter, Kammer-Berufe und 
Selbstständigen. Es muss ein Universalsystem her, das transparent die Lasten nach 
Leistungsfähigkeit verteilt. 

Es wird viel über Verteilungsgerechtigkeit geredet, aber wenig über Strukturen, die 
Armut befördern oder verhindern. Müssen wir nicht mehr über Bildung reden?  

Ich habe immer gesagt, dass der Sozialstaat die Probleme, vor denen er schützen soll, 
selber produziert. Die Sozialleistungsquote schwankt immer so um 30 Prozent. Das ist kein 
Indiz für eine Umverteilung von oben nach unten, sondern wie die indirekten Instrumente - 
sprich Sozialbeiträge und indirekte Steuern - ein Indiz für eine gewaltige Umverteilung von 
unten nach oben. Bei einer Durchschnittsfamilie mit zwei Kindern und 30.000 Euro 
Jahreseinkommen stellt man fest, dass sie diesselbe Abgabenlast von etwa 6000 Euro zu 
zahlen hat wie ein Single. Da braucht man sich nicht zu wundern, dass die Ergebnisse 
untragbar werden. 

Schlagen Sie also gestaffelte Sozialbeiträge nach Kopfzahl der Familie vor?  

Man müsste das Existenzminimum, das im Steuerrecht gilt, auch bei den Sozialbeiträgen 
anerkennen. 

Wie wollen Sie die Ausfälle kompensieren?  

Indem wir für die kinderlosen Haushalte Aufschläge einführen. Genau das hat das 
Bundesverfassungsgericht der Politik mit dem Pflegeurteil abverlangt. Damit kann man auch 
an das Problem der kollektiven Alterung herangehen. Denn drei Viertel des Problems gehen 
auf die Kinderlosigkeit zurück. Wir müssen deshalb zuallererst dafür sorgen, dass die 
Leistung der Kindererziehung in das soziale und ökonomische System einjustiert wird. Jede 
Produktivitätssteigerung beginnt mit der Erziehung lernfähiger Kinder in der Familie. Doch 
wir sind dabei, unseren bildungsfähigen Nachwuchs zu vernichten. 
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